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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesleistungsgesetzes 

— Drucksache 2045 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen 


Artikel I 

Zu vor Nr. 1 (§ 1) 

In der Regierungsvorlage war eine Bestimmung, 
wie siie z. B. das Wehrpflichtgesetz (§ 49 Abs. 1 
Satz 3) und der Entwurf des Notdienstgesetzes 
(Drucksache 1806 § 1 Abs. 3) für den drohenden Ver- 
teidigungsfall vorsehen, nicht enthalten. Der Bun- 
desrat hat in seiner Stellungnahme diese Frage an- 
gesprochen und gefordert, daß dem § 1 ein Absatz 2 
angefügt werden sollte, wonach die Ausübung der 
besonderen Befugnisse der Exekutive in einem 
drohenden Verteidigungsfall von einer ausdrück- 
lichen Feststellung der Bundesregierung unter Mit- 
wirkung des Bundesrates abhängig sein sollte. Der 
Ausschuß hat sich sehr eingehend mit dieser Frage 
beschäftigt, auch der Rechtsausschuß hat zu dem 
vom Bundesrat gewünschten Feststellungsbegehren 
Stellung genommen. 

Die aus der Zusammenstellung ersichtliche Fas- 
sung wurde mit Mehrheit angenommen. Der Begriff 
der „Verteidigungsbereitschaft" umfaßt auch die 
zivile Verteidigung. 

Die Mehrheit des Ausschusses vertrat die Auffas- 
sung, daß eine Mitwirkung von Bundestag und 
Bundesrat bei der Feststellung nicht erforderlich sei 
und daß dem Grundsatz der parlamentarischen Kon- 
trolle mit der Möglichkeit des Verlangens der Auf- 
hebung durch Bundestag und Bundesrat Genüge ge- 
tan sei. 

Die Minderheit des Ausschusses wünschte da- 
gegen eine Mitwirkung von Bundesrat und Bundes- 
tag auch bei der Feststellung der beschleunigten 
Herstellung der Verteidigungsbereitschaft und trat 


für ein alternatives Aufhebungsverlangen von Bun- 
desrat und Bundestag eiin. 


Zu Nr. 1 (§ 2) 

Der Katalog der Leistungsanforderungen nach § 2 
des Bundesleistungsgesetzes wurde in verschiedenen 
Punkten vereinfacht und erweitert. Die Änderungen 
des § 2 Abs. 1 Nr. 2 bezwecken eine Erleichterung 
der Anforderung zu Eigentum im Interesse des Be- 
troffenen. 

Es wurde ein redaktioneller Vorschlag des Bun- 
desrates berücksiichtigt, der der Klarstellung dient. 


Zu § 2 Abs. 1 Nr. 7 

Der miitberatende Rechtsausschuß hat eine Ände- 
rung des § 2 Abs. 1 Nr. 7 vorgeschlagen mit dem 
Ziel, auch in dieser Bestimmung noch einmal das 
Subsidiaritätsprinzip zum Ausdruck zu bringen und 
dem Leistungspflichtigen die Möglichkeit zu geben, 
zumutbare Änderungen, Binbauten und Wiederher- 
stellungsmaßnahmen selbst durchzuführen. 

Der Ausschuß für Inneres hat das Anliegen des 
Rechtsausschusses einstimmig gebilligt und schlägt 
die aus der Anlage ersichtliche redaktionell über- 
arbeitete Fassung vor. 


Zu § 2 Abs. 2 

wurde von der SPD die Frage aufgeworfen, ob nach 
dieser Bestimmung auch die Stillegung von Rund- 
funkanstalten möglich sei. Es wurde der Antrag ge- 
stellt, die Inanspruchnahme zur Unterlassung auf 
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den Verteidigungsfall und den drohenden Verteidi- 
gungsfall zu beschränken und ausdrücklich zu be- 
stimmen, daß dem Rundfunk die Möglichkeit der 
Berichterstattung verbleiben müsse. Die Mehrheit 
vertrat hierzu die Auffassung, daß die Bestimmung 
des § 2 Abs. 2 aus militärischen Gründen notwendig 
sei, daß selbstverständlich alle Anforderungen sich 
im Rahmen der militärischen Notwendigkeiten hal- 
ten müßten und daß ein Verstoß gegen Artikel 5 des 
Grundgesetzes nicht angenommen werden könne, 
weil es sich nicht um ein Sondergesetz handele, das 
gegen die Meinungsfreiheit als solche gerichtet sei. 

Die Minderheit vertrat dagegen die Auffassung, 
daß eine Klarstellung im Interesse der öffentldch- 
heit geboten sei. 

Im Ausschuß wurde sehr eingehend die Frage er- 
örtert, ob und inwieweit die Inanspruchnahme von 
Druckmaschinen zum Gebrauch oder zu Eigentum 
eine Einschränkung der Pressefreiheit bedeuten 
könne. Die Regierungsvertreter haben dazu erklärt, 
daß dm Rahmen dieser Bestimmungen an die Inan- 
spruchnahme von Druckmaschinen nicht gedacht sei. 

Zu § 2 Abs. 3 

Die Bundesregierung hatte in § 2 Abs. 3 vorge- 
schlagen, die zeitliche Begrenzung der Leistungs- 
anforderungen wegfallen zu lassen. Der Bundesrat 
hatte dagegen vorgeschlagen, die bisherige zeitliche 
Begrenzung grundsätzlich beizubehalten. Die zeit- 
liche Begrenzung der Anforderungen gilt jedoch 
nicht für den Bereitstellungsbescheid nach § 37 Abs. 3 
sowie für Anforderungen, die während des Verteidi- 
gungsfalles oder nach einer Feststellung der Bundes- 
regierung, daß es zur beschleunigten Fierstellung der 
Verteidigungsbereitschaft der Bundesrepublik not- 
wendig ist, ergehen. Der Ausschuß hat sich dieser 
Forderung angeschlossen. 

Zu Nr. 2 (§ 3) 

§ 3 Abs. 3 Satz 2 

§ 3 Abs. 3 Satz 2 sollte nach der Regierungsvor- 
lage gestrichen werden. Der Ausschuß hat die aus 
der anliegenden Gegenüberstellung ersichtliche Neu- 
fassung vorgeschlagen, die klarstellt, daß selbstver- 
ständlich auch bei allen Maßnahmen nach diesem 
Gesetz die Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft angemessen berücksichtigt werden muß. 

§ 3 Abs. 5 Satz 2 

Während bisher im § 3 Abs. 5 die zur Fortführung 
eines Betriebes unentbehrlichen Gegenstände über- 
haupt nicht angefordert werden durften, sieht die 
Neufassung diese Möglichkeit vor, allerdings unter 
der erschwerten Voraussetzung, daß dies für die 
Verteidigung unumgänglich notwendig ist. 

Während der Ausschuß die sachliche Einschrän- 
kung damit für richtig gehalten hat, hatte der Bun- 
desrat eine zeitliche Einschränkung für den Verteidi- 
gungsfall bzw. für den drohenden Verteidigungsfall 
gewünscht. 


Der Ausschuß hat sich dieser Auffassung nicht an- 
schließen können. 


Zu Nr. 3 (§ 4 Abs. 2 Nr. 5) 

a) Die Neufassung des § 4 Abs. 2 Nr. 5 will errei- 
chen, daß nur die einer gesetzlichen Betriebs- 
und Beförderungspflicht unterliegenden Ver- 
kehrsunternehmen von der Heranziehung zu 
Leistungen ausgenommen werden sollen. 

Die Mehrheit hat den Vorschlag der Bundes- 
regierung gebilligt. Die Minderheit glaubte, daß 
die bisherige Fassung genüge, weil nicht nur 
solche Verkehrsunternehmen, die einer gesetz- 
lichen Betriebs- und Beförderungspflicht unter- 
liegen, von der Heranziehung zu Leistungen 
ausgenommen werden sollen, sondern auch Pri- 
vatunternehmen. 

b) § 4 Abs. 2 Nr. 6 wurde im Hinblick auf die ge- 
änderte Bestimmung des § 91 gestrichen. 

Im Ausschuß wurde zu § 4 Abs. 2 von den Ver- 
tretern der Fraktion der SPD folgender Antrag ge- 
stellt: 

„9. Kriegsbeschädigte und sonstige Körperbeschä- 
digte hinsichtlich der Sachen und Rechte, auf 
die sie wegen der vorhandenen Gesundheits- 
störungen in persönlicher und beruflicher Hin- 
sicht angewiesen sind." 

Von den Vertretern der Bundesregierung wurde 
dazu erklärt, daß diesem Verlangen bereits durch 
die Fassung des § 3 Abs. 6 Satz 2 entsprochen sei. 

Die Antragsteller haben sich im Ausschuß dieser 
Auffassung angeschlossen, und der Ausschuß hat 
Wert darauf gelegt, die Auskunft der Bundesregie- 
rung im Bericht ausdrücklich festzulegen. 


Zu Nr. 4 (§ 4 Abs. 3) 

hielt der Ausschuß die von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Erweiterung des Anforderungs- 
zweckes auf den Verteidigungszweck nach § 1 Nr. 2 
für notwendig. 


Zu Nr. 5 (§ 5) 

Eine der Kernvonschriften des Entwurfs ist die 
Möglichkeit der Bestellung von Bundesbehörden zu 
Anforderungsbehörden (§ 5 Abs. 2). 

Die Regierungsvorlage bestimmt für die Deckung 
des militärischen Bedarfs die Behörden der Bundes- 
wehrverwaltung zu Anforderungsbehörden. 

Der Ausschuß hat sich mit diesem Fragenkomplex 
sehr eingehend beschäftigt. 

Die Mehrheit vertrat die Auffassung, daß im 
Interesse der Herstellung der Verteidigungsbereit- 
schaft dem Verlangen der Bundesregierung entspro- 
chen werden müsse. Sie hat dabei allerdings die 
Gegenstände und Leistungen, die von den Bundes- 
wehrbehörden angefordert werden müßten, gegen- 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2907 


über dem § 2 Abs. 1, wie auch schon in der Regie- 
rungsvorlage, eingeengt. 

Die Minderheit vertrat die Auffassung, daß hier 
die letzte Möglichkeit gegeben sei, die Säule der 
zivilen Verteidigung aufzubauen und daß, wenn 
diese Möglichkeit nicht genutzt würde, die Gefahr 
bestehe, daß es nach der bisherigen Entwicklung 
niemals zum Aufbau einer eigenen zivilen Ver- 
teidigung komme. Die im Ausschuß erhobenen Be- 
denken, daß auf diese Weise die Bundeswehr 
gleichzeitig als Bedarfsträger und Anforderungs- 
behörde auftrete, wurden von der Mehrheit des 
Ausschusses nicht geteilt. 

Die Absätze 2 und 3 des bisherigen § 5 sind in 
der neuen Vorschrift des § 5 a zusammengefaßt. 

Zu Nr. 6 (§ 5 a) 

In § 5 a Abs. 2 Satz 2 ist der bisherige Absatz 2 
Satz 3 des Regierungsentwurfs aufgenommen wor- 
den, der dem leitenden Beamten der Verwaltung 
der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes die 
Durchführung des Gesetzes überträgt. Die Minder- 
heit sieht im dieser Bestimmung einen Eingriff in 
das in den Ländern geltende Gemeindeverfassungs- 
recht. 

Zu Nr. 6 a (§ 6 Abs. 2) 

Dem Wunsch des Bundesrates, die Ermächtigung 
zum Erlaß der Rechtsverordnung auf die Landes- 
regierung zu übertragen, hat der Ausschuß zuge- 
stimmt 

Die Änderung ergibt sich aus der Erweiterung 
des § 5 Abs. 1. 

Zu Nr. 7 (§ 7 Abs. 2) 

Der Ausschuß hielt die vom Bundesrat vorge- 
schlagene redaktionelle Änderung für zweckmäßig. 

Zu Nr. 8 (§ 8 Abs. 1) 

Den Änderungen in § 8 Abs. 1 hat der Ausschuß 
zugestimmt. Es handelt sich ausschließlich um eine 
redaktionelle Klarstellung. 

Zu Nr. 9 (§ 9) 

Der Streichung des § 9 hat der Ausschuß zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 10 (§ 10 Abs. 1) 

Die Neufassung des § 10 folgt aus der Erweite- 
rung des § 2. Der Ausschuß hat in seiner Beschluß- 
fassung die Vorschläge des Bundesrates berück- 
sichtigt. 

Zu Nr. 11 (§§ 11 bis 13) 

Die Vorschriften der §§ 11 bis 13 wurden ge- 
strichen. Sie sind durch die Neufassung der Novelle 
in § 2 gegenstandslos. 


Zu Nr. 12 bis 14 (§§ 14 r 15 und 16 Abs. 1) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Die Änderung des § 16 Abs. 3 ergibt sich aus der 
Neuregelung des § 39. 

Zu Nr. 15 (§ 17) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nr. 16 (§ 18) 

a) § 18 will die Auskunftspflicht erweitern, um die 
Erfassung für militärische Zwecke in jedem Fall 
sicherzustellen. 

Der Ausschuß hat die Auskunftspflicht grund- 
sätzlich bejaht und auch die Behörden entgegen 
dem Vorschlag des Bundesrates in die Aus- 
kunftspflicht ausdrücklich einbezogen. Er glaubt, 
daß der Weg der Amtshilfe nicht genüge, um 
bei evtl. Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Behörden die tatsächlich erforderlichen Un- 
terlagen zu erhalten. 

b) § 18 a, der die im bisherigen Gesetz bereits ent- 
haltenen Leistungsvorbereitungen regelt, wurde 
unter Berücksichtigung der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Streichung des Satzes 2 in Absatz 1 
gebilligt. 

Zu Nr. 17 und 18 (§§ 20 und 22) 

Die Änderungen in § 20 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 
sind redaktionelle Anpassungen. 

Dagegen will die Änderung in § 22 Abs. 2 er- 
reichen, daß der Zeitpunkt der Entschädigungs- 
zahlung im Hinblick auf die Folgerungen aus § 39 
sichergestellt wird. 

Zu § 23 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung beseitigt 
entstandene Unklarheiten und entspricht der Rechts- 
lage nach den Entschädigungsbestimmungen in ver- 
gleichbaren Gesetzen. 

Zu Nr. 19 bis 21 (§§ 24 bis 26) 

Es handelt sich durchweg um redaktionelle An- 
passungen. 

Zu Nr. 22 (§ 26 a) 

Die Einfügung des § 26 a tist erforderlich durch die 
Neueinfügung des § 2 Abs. 1 Nr. 7. 

Zu Nr. 23 (§ 34 Abs. 1 Satz 1) 

Die von der Regierung vorgeschlagene Frist von 
zwei Wochen wurde auf drei Wochen verlängert. 

Zu Nr. 24 (§ 37) 

§ 37 führt in Absatz 3 den sogenannten Bereit- 
stellungsbescheid ein. Durch diesen Bereitstellungs- 
bescheid soll der Leistungspflichtige bestimmte Ge- 
genstände bereitstellen, die später während des 
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Verteidigungsfalles in Anspruch genommen werden 
sollen. Dieser Bereitstellungsbescheid soll insbeson- 
dere die Rechtsgrundlage für die sogenannten Mob- 
Beorderungen darstellen. 

§ 37 Abs. 2 wurde in der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung angenommen. 

Ein Vorschlag der Vertreter der Fraktion der SPD, 
in § 37 Abs. 6 die Industrie- und Handelskammern 
als die Vertretungen der Wirtschaft in das Bereit- 
stellungsverfahren gutachtlich einzuschalten, fand 
keine Mehrheit. 

Zu Nr. 25 (§ 38) 

Die Änderungen in § 38 sind Anpassungen redak- 
tioneller Art. 

Zu Nr. 26 (§ 38 a) 

Die Einfügung des § 38 a wiill die Möglichkeit 
schaffen, lim Verteidigungsfall oder nach einer Fest- 
stellung der Bundesregierung gemäß § 1 Abs. 2 
auch Fahrzeuge, insbesondere Lastfahrzeuge des 
gewerblichen Fernverkehrs und des Werkverkehrs, 
zu Verkehrsleistungen beschleunigt heranzuzieben, 
vor allem wenn sie sich nicht am Heimatort be- 
finden. 


Zu Nr. 27 (§ 39) 

In § 39 wird die sofortige Vollziehung des Lei- 
stungsbescheides auf Antrag des Bedarfsträgers sta- 
tuiert. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich diesem 
Vorschlag angeschlossen. Diie Minderheit hält einen 
so weitgehenden Eingriff in die Rechte des Lei- 
stungspflichtigen nicht für erforderlich. Sie ist der 
Auffassung, daß die Anforderungsbehörden nach 
§ 80 VGO ohnehin die Möglichkeit haben, im Bin- 
zelfall die sofortige Vollziehbarkeit anzuordnen, und 
daß diese Regelung auch für das Leistungsgesetz 
genügt. 

Zu Nr. 28 und 29 (§§ 40 und 43) 

Die Änderungen in den §§ 40 und 43 sind redak- 
tionelle Klarstellungen. 

Zu Nr. 30 (§ 46) 

Die Mehrheit des Ausschusses hat eine Beschrän- 
kung des Verwaltungsrechtsweges für erforderlich 
gehalten, in der Weise, daß Berufungen gegen 
Urteile des Verwaltungsgerichts nur statthaft sein 
sollen, wenn sie im Urteil zugelassen sind. 

Die Minderheit des Ausschusses hat sich gegen 
diese Einschränkung des Verwaltungsrechtsweges 
gewendet und hilfsweise eine zeitliche Begrenzung 
dieser Bestimmung, wie sie in dem Gesetz über die 
Beschränkung der Berufung im verwaltungsgericht- 
lichen Verfahren vom 21. Januar 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 44) vorgesehen ist, vorgeschlagen. 


Zu Nr. 31 (§ 47) 

Die Bedenken des Ausschusses gegen die Neu- 
fassung des § 47 konnten dadurch zerstreut werden, 
daß die Regierung eindeutig festgestellt hat, daß 
auch im Varteidigungsfall das Zustellungsverfahren 
grundsätzlich den normalen Bestimmungen des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes unterliegt. 

Der Verteidigungsfall an sich iist noch keine ge- 
nügende Voraussetzung für die Anwendung dieser 
Bestimmung, es bedarf dazu vielmehr noch der 
Dringlichkeit dm Einzelfall. 

Zu Nr. 31 a (§ 58) 

Die Ergänzung des § 58 Abs. 2 Satz 3 ergibt sich 
daraus, daß als Anforderungsbehörden künftig auch 
konsularische und diplomatische Vertretungen im 
Ausland vorgesehen sind. Es war daher notwendig, 
für diese Behörden -einen Gerichtsstand ausdrück- 
lich zu bestimmen. 

Zu Nr. 32 (§ 66 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2) 

Während die Neufassung des § 66 Abs. 1 Satz 2 
nur der Klarstellung dient, enthält Absatz 2 die 
Anpassung der Manöverrechtsbefugndsse an die 
Regelung in Artikel 45 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut. 

Zu Nr. 33 (§ 68 Abs. 2) 

Die Neufassung des § 68 Abs. 2 bedeutet keine 
sachliche Änderung. Es handelt sich lediglich um 
eine im Hinblick auf Artikel 80 a notwendig gewor- 
dene Bezifferung. Dabei sind die Worte „Elektrizität 
und Gas" als überflüssige Aufzählung gestrichen 
worden. 

Zu Nr. 34 (§ 69) 

Der Ausschuß hat sich mit der Neufassung des 
§ 69 sehr eingehend befaßt und auch die Wünsche 
des Bundesrates sorgfältig geprüft. Die jetzt vor- 
genommene Neufassung berücksichtigt sowohl die 
Bedürfnisse der Bundeswehr als auch die besondere 
Lage der Anmeldebehörden, die gezwungen sind, 
Rücksicht auf die örtlichen Belange, insbesondere 
des öffentlichen Verkehrs, zu nehmen. 

Zu Nr. 35 (§ 70 Abs. 1) 

Die ursprünglich vorgesehene Neufassung des 
§ 70 ist durch die Neuformulierung des § 69 nicht 
mehr erforderlich. Das Anliegen der Benutzung 
öffentlicher Wege für Manöverzwecke ist in der 
Neufassung des § 69 Satz 2 berücksichtigt. 

Zu Nr. 36 (§ 72 a) 

§ 72 a will keine Sonderanforderungsmöglich- 
keiten bringen, sondern bezweckt lediglich die Mög- 
lichkeit, Sachen und Leistungen, für die bereits ein 
Bereitstellungsbescheid vorliegt, auch im Manöver 
zur Prüfung der Mob-Fähigkeit zu erproben. 
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Der Ausschuß hat dabei von deir Versicherung 
der Regierung Kenntnis genommen, daß die Vor- 
schrift ke/ine Generalvollmacht für jedes Manöver 
enthalte. 

Zu Nr. 37 (§ 75 Abs. 1) 

Die Änderung des § 75 ergibt sich aus der Ein- 
fügung des § 72 a. 

Zu Nr. 38 (§ 76) 

Die Ergänzung des § 76 Abs. 2 schließt die An- 
sprüche von Verkehrsteilnehmern aus, sie sichert 
jedoch den Kommunalbehörden und sonstigen Ver- 
kehrsträgern die Kosten, die zur Aufrechterhaltung 
des öffentlichen Verkehrs notwendig sind. 

Die Erweiterung des Absatzes 3 ergibt sich aus 
der Einfügung des § 72 a. 

Zu Nr. 39 (§ 76 a) 

Die Bestimmung des § 76 a ist Artikel 16 des 
Ratifizierungsgesetzes und den Zusatz Vereinbarun- 
gen angepaßt. Sie enthält eine Erweiterung der 
Manöverentschädigung bei der Benutzung von 
Grundstücken, die der Erweiterung der Manöverlast 
in § 66 Abs. 2 angepaßt ist. 

Zu Nr. 40 (§ 77) 

Die Änderung des § 77 ergibt sich aus der Neu- 
fassung der §§ 5 und 5 a. 

Zu Nr. 41 (§ 79) 

Während § 79 Abs. 1 unverändert geblieben ist, 
wird in § 79 Abs. 2 auch der neue § 76 a einbezogen 
und die Zuständigkeit der Bundeswehranforde- 
rungsbehörden zur Regelung von Manöverschäden 
gemäß § 77 Satz 2 auf die Festsetzung von Ent- 
schädigungen bei Anforderungen nach § 72 a Abs. 1 
beschränkt. 

Der Ausschuß beschloß ferner, dem § 79 Abs. 2 
einen Satz 3 anzufügen, der die gerichtliche Zustän- 
digkeit bei Klagen wegen Manöverschäden nach 
§ 76 Abs. 1 und in den Fällen des § 76 a regeln soll. 
Die Notwendigkeit dieser Ergänzung ergibt sich 
daraus, daß bei solchen Klagen § 58 Abs. 2 versagt, 
weil er ausschließlich auf den Sitz der Anforderungs- 
behörde abstellt, die es bei Manöverschäden nicht 
gibt. 

Zu Nr. 42 (§ 80 a) 

Die Neufassung des § 80 a wurde mit Mehrheit 
angenommen. Die Minderheit vertrat die Auf- 


fassung, daß diese Einschränkung des Manöver- 
rechts auf den Verteidigungsfall bzw. auf die Zeit 
nach einer Feststellung der Bundesregierung gemäß 
§ 1 Abis. 2 beschränkt werden müsse. 

Zu Nr. 43 (§ 81) 

Die Neufassung des § 81 trägt verschiedenen 
Änderungen in der Novelle Rechnung, die sich aus 
der Änderung des Anforderungskatalogs in § 2 
Abs. 1 sowie der §§18 und 37 ergeben. 

Die Vorschläge des Bundesrates zu § 81 Abs. 1 
Nr. 2 und Abs. 2 wurden berücksichtigt. 

Zu Nr. 44 (§ 82) 

Die Änderungen in § 82 dienen der Anpassung an 
die Änderungen in § 81 Abs. 1 und 2. 

Zu Nr. 45 (§ 82 a) 

Die 'neue Bestimmung des § 82 a enthält die Straf- 
drohungen gegen die unbefugte Preisgabe von Ge- 
schäfts- und Betriebsgeheimnissen durch die Aus- 
kunftsbehörden. 

Zu Nr. 45 a (§ 90) 

Die Einfügung dieser Zuständigkeiitsvorschrift für 
Klagen wegen Entschädigung oder Ersatzleistung 
aus fortdauernden Altrequilsitionen war deshalb 
nötig, weil es auch hier nur eine Feststellungs- 
behörde, aber keine Anforderungsbehörde im Sinne 
des § 58 Abs. 2 gibt. 

Zu Nr. 46 (§ 91) 

Der Ausschuß folgte dem Fassungsvorschlag des 
Bundeisrates. Bundesbahn und Bundespost können 
künftig zu Leistungen nach diesem Gesetz nicht 
mehr herangezogen werden. Auch die sonstigen 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs sind in der 
Neufassung des § 91 von Anforderungen freigestellt. 

Zu Nr. 47 (§ 93) 

Die Streichung des § 93 war erforderlich, weil die 
Verwaltungsgerichtsordnung inzwischen in Kraft 
getreten ist. 

§ 94 und Artikel II wurden iin der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Fassung angenommen. 

Die Vorschläge der mitb erat enden Ausschüsse 
wurden erörtert und bei der Beschlußfassung soweit 
wie möglich berücksichtigt. 

Der Ausschuß schlägt als Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens den 1. Oktober 1961 vor. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2045 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eiingegangenen Ein- 
gaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt- V ockenhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesleistungsgesetzes 

— Drucksache 2045 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesleistungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Bundesleistungsgesetz vom 19. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 815) wird wie folgt geändert: 


1. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

(1) Als Leistungen können angefordert wer- 
den 

1. die Überlassung von beweglichen 
Sachen zum Gebrauch, zum Mitge- 
brauch oder zu anderer Nutzung; 

2. die Überlassung beweglicher Sachen 
zum Eigentum, sofern der Verbrauch, 
ein langandauernder Gebrauch oder 
die Durchführung wesentlicher Ver- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesleistungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgernde Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Bundesleistungsgesetz vom 19. Oktober 1956 

(Bundesgesetzbl. S. 815) wird wie folgt geändert: 

Vor 1. Dem § 1 wird folgender neuer Absatz 2 an- 

♦ gefügt: 

„(2) Die in § 5 Abs. 2 und § 38 a vorgesehe- 
nen Befugnisse dürfen außer im Verteidigungs- 
fall nur in Anspruch genommen werden, wenn 
die Bundesregierung festgestellt hat, daß dies 
zur beschleunigten Herstellung der Verteidi- 
gungsbereitschaft der Bundesrepublik notwen- 
dig ist. Die Bundesregierung hat die Feststel- 
lung aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
hierfür entfallen oder wenn der Bundestag und 
der Bundesrat es verlangen." 

Der bisherige Wortlaut des § 1 wird Absatz 1. 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 2 

(1) Als Leistungen können angefordert wer- 
den 

1. unverändert 


2. die Überlassung beweglicher Sachen 
zum Eigentum, sofern der Verbrauch, 
ein langandauernder Gebrauch oder 
die Durchführung wesentlicher Ver- 
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Änderungen oder erheblicher Auf- 
wendungen für die Sache wahr- 
scheinlich ist; 

3. die Überlassung von Funkanlagen 
zum Gebrauch oder Mitgebrauch so- 
wie die Unterlassung ihres Ge- 
brauchs; 

4. die Überlassung von Fernsprech- 
und Fernschreibteilnehmereinrich- 
tungen zum Gebrauch oder Mitge- 
brauch im Rahmen des bestehenden 
Teilnehmerverhältnisses zur Deut- 
schen Bundespost; 

5. die Überlassung von Gebäuden oder 
Gebäudeteilen, unbebauten Grund- 
stücken oder freien Flächen von be- 
bauten Grundstücken zum vorüber- 
gehenden Gebrauch, Mitgebrauch 
oder zu einer anderen zeitlich be- 
schränkten Nutzung; 

6. die Unterlassung des Gebrauchs, des 
Mitgebrauchs, der sonstigen Nut- 
zung oder der Änderung von beweg- 
lichen und unbeweglichen Sachen; 

7. Einbauten, Änderungen und Wieder- 
herstellungsmaßnahmen an beweg- 
lichen und unbeweglichen Sachen, 
sowie die Duldung solcher Maßnah- 
men; 


8. die Duldung von Einwirkungen auf 
bewegliche und unbewegliche Sa- 
chen; 

9. Werkleistungen, insbesondere In- 
standsetzungsleistungen, sowie Ver- 
pflegungsleistungen, soweit diese Lei- 
stungen im Rahmen des allgemeinen 
Geschäftsbetriebes des Leistungs- 
pflichtigen vorgenommen zu werden 
pflegen, ferner Verkehrsleistungen 
von Eigentümern oder Besitzern von 
Verkehrsmitteln, auch wenn es sich 
nicht um Verkehrsunternehmen han- 
delt; 

10. der Abschluß von Verträgen über 
wiederkehrende oder Dauerleistun- 
gen gemäß Nummer 9 dieses Absatzes. 

(2) Die Inanspruchnahme von Räumen, Stu- 
dios, Sende- und sonstigen technischen Einrich- 
tungen und Anlagen der Rundfunkanstalten 
zum Gebrauch, zum Mitgebrauch oder zur Un- 
terlassung des Gebrauchs ist nur für die in § 1 
Nr. 1 und 2 bestimmten Zwecke und nur dann 
zulässig, wenn sie zur Abwendung oder Besei- 
tigung der Bedrohung oder Gefahr nach § 1 
Nr. 1 oder 2 unerläßlich ist. 


Änderungen oder die Vornahme er- 
heblicher Aufwendungen für die 
Sache wahrscheinlich ist; 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. die Überlassung von baulichen An- 
lagen oder Teilen von baulichen 
Anlagen, unbebauten Grundstücken 
oder freien Flächen von bebauten 
Grundstücken zum vorübergehenden 
Gebrauch, Mitgebrauch oder zu einer 
anderen zeitlich beschränkten Nut- 
zung; 

6. unverändert 


7. Einbauten, Änderungen oder Wie- 
derherstellungsmaßnahmen an be- 
weglichen und unbeweglichen Sachen, 

soweit ihre Vornahme dem Leistungs- 
pflichtigen selbst zuzumuten ist, so- 
wie die Duldung solcher Maßnah- 
men; 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Die Anforderungen sollen ■ — außer im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 2 und 7 — auf eine 
bestimmte Zeitdauer begrenzt werden. Die 
erneute Anforderung von Leistungen auch im 
Anschluß an die bisherige Anforderung ist zu- 
lässig." 


2. a) In § 3 Abs. 3 wird Satz 2 gestrichen ,* 


b) in Absatz 5 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Die zur Fortführung eines solchen Betrie- 
bes unentbehrlichen Sachen dürfen nur dann 
angefordert werden, wenn dies für die 
Zwecke der Verteidigung unumgänglich not- 
wendig ist." 

3. a) § 4 Abs. 2 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„5. Verkehrsunternehmen, die einer gesetz- 
lichen Betriebs- und Beförderungspflicht 
unterliegen, hinsichtlich der zur Auf- 
rechterhaltung des lebenswichtigen Ver- 
kehrs unentbehrlichen Verkehrsmittel, 
Anlagen, Einrichtungen und Gebäude;" 

b) § 4 Abs. 2 Nr. 6 wird gestrichen. 

4. In § 4 Abs. 3 wird hinter „§ 1 Nr. 1" „oder für 
^ Zwecke der Verteidigung im Sinne des § 1 

Nr. 2" eingefügt. 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Leistungen können nur Behörden anfor- 
dern, die durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung bestimmt werden (Anforderungsbe- 
hörden). Zu Anforderungsbehörden können 
auch Bundesbehörden bestimmt werden. 

(2) Die Behörden der Bundeswehrverwal- 
tung sind im Verteidigungsfall oder bei einem 
drohenden Verteidigungsfall als Anforderungs- 
behörden zuständig für die Anforderung der 
nachstehenden Gegenstände und Leistungen, 
soweit diese für die Herstellung und Aufrecht- 
erhaltung der Einsatzbereitschaft der Streit- 
kräfte benötigt werden: 

1. Waffen und Munition, ausgenom- 
men Jagd- und Zierwaffen; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1, 3 bis 6 
und 8 bis 10 dürfen nur auf bestimmte Zeit, und 
zwar Leistungen nach Nummer 10 längstens für 
die Dauer von einem Jahr, im übrigen läng- 
stens für die Dauer von zwei Jahren verlangt 
werden. Die erneute Anforderung dieser Lei- 
stungen auch im Anschluß an die bisherige An- 
forderung ist zulässig, im Falle der Nummer 5 
jedoch nur einmal. Bei Erteilung eines Bereit- 
stellungsbescheides (§ 37 Abs. 3) und während 
des Verteidigungsfalles oder nach einer Fest- 
stellung der Bundesregierung gemäß § 1 Abs. 2 
finden die Sätze 1 und 2 keine Anwendung." 

2. a) § 3 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Dabei soll die Leistungsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft angemessen berücksichtigt 
werden.“ 

b) in Absatz 5 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Sachen, die zur Fortführung eines solchen 
Betriebes unentbehrlich sind, dürfen nur 
dann angefordert werden, wenn dies für die 
Zwecke der Verteidigung unumgänglich not- 
wendig ist." 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. § 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 5 

(1) unverändert 


(2) Im Verteidigungsfall oder nach einer 
Feststellung der Bundesregierung gemäß § 1 
Abs. 2 sind die Behörden der Bundeswehrver- 
waltung als Anforderungsbehörden zuständig 
für die Anforderung der nachstehenden Gegen- 
stände und Leistungen, soweit diese für die 
Herstellung und Aufrechterhaltung der Einsatz- 
bereitschaft der Streitkräfte benötigt werden: 

1. unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


2. Zelte; 

3. sonstige Ausrüstungsgegenstände 
und Unterkunftsgeräte für Truppen; 

4. Kraftfahrzeuge nebst Zubehör, son- 
stige Verkehrsmittel mit Ausnahme 
der See- und Binnenschiffe, der See- 
fischereifahrzeuge, Luftfahrzeuge 
und Straßenbahnen, sowie Um- 
schlagsanlagen und -einrichtungen 
für Kraftfahrzeuge und die vorge- 
nannten sonstigen Verkehrsmittel; 

5. optisches Gerät und Fernmeldege- 
räte mit Ausnahme der in § 2 Abs. 1 
Nr. 3 und § 2 Abs. 2 bezeichneten 
Anlagen und Einrichtungen; 

6. Stromerzeugungsanlagen (Notstrom- 
Aggregate), soweit sie nicht wesent- 
licher Bestandteil eines Grundstücks 
sind; 

7. Werkzeuge, Gerätschaften und Ma- 
schinen, die zur Instandsetzung und 
Instandhaltung der unter Nummern 1 
bis 6 aufgeführten Gegenstände er- 
forderlich sind, einschließlich des Zu- 
behörs und der Ersatzteile für die 
vorgenannten Gegenstände; 

8. Betriebs- und Brennstoffe-, 

9. Baustoffe, Bauhilfsstoffe, Werkzeuge, 
Gerätschaften und Maschinen zur 
Herstellung oder Wiederherstellung 
von Gebäuden, Verkehrswegen 
und sonstigen Anlagen, einschließ- 
lich der hierfür benötigten Ersatz- 
und Zubehörteile; 

10. Leistungen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 4 
bis 10, Verkehrsleistungen jedoch 
nur, soweit diese mit Kraftfahrzeu- 
gen und den unter Nummer 4 ge- 
nannten sonstigen Verkehrsmitteln 
ausgeführt werden. 

(3) Die Anforderungen nach Absatz 2 erfol- 
gen im Benehmen mit den Behörden, die nach 
der gemäß Absatz 1 zu erlassenden Rechtsver- 
ordnung für die Anforderung solcher Gegen- 
stände und Leistungen sonst zuständig sind. 

(4) Bei Anforderungen nach Absatz 2 haben 
die Behörden der Bundeswehrverwaltung die 
Bedürfnisse für andere verteidigungswichtige 
Aufgaben und für den Schutz der Zivilbevölke- 
rung zu berücksichtigen." 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 

9. unverändert 


10. unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


6. Hinter § 5 wird § 5 a eingefügt, der folgende 6. unverändert 
^ Fassung erhält: 


„§ 5a 

(1) Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes 
Anforderungsbehörden der Länder, so handeln 
sie im Auftrag des Bundes, soweit der Vollzug 
des Gesetzes der Verteidigung einschließlich 
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des Schutzes der Zivilbevölkerung dient. Im 
übrigen kann der zuständige Bundesminister 
Einzelweisungen erteilen, wenn und soweit die 
Anforderung der Leistung oder die Festsetzung 
der Entschädigung oder der Ersatzleistung eine 
einheitliche oder planmäßige Handhabung des 
Gesetzesvollzugs erfordert. 

(2) Anforderungsbehörden, die keine staat- 
lichen Behörden sind, handeln kraft staatlichen 
Auftrags unter Haftung des Auftraggebers. So- 
weit Gemeinden oder Gemeindeverbände zu 
Anforderungsbehörden bestimmt werden, tritt 
in Ländern, in denen ein kollegiales Organ die 
Auftragsangelegenheiten wahrzunehmen hat, an 
dessen Stelle der leitende Beamte der Verwal- 
tung der Gemeinde oder des Gemeindeverban- 
des. Die Verwaltungskosten der Gemeinden 
und der Gemeindeverbände werden vom Land 
erstattet." 


7. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Werden Gebäude oder Gebäudeteile , 
Hausrat, Verkehrsmittel oder Verkehrsleistun- 
gen für die in § 1 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten 
Zwecke auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 1, 5 und 9 
angefordert, so kann die Anforderungsbehörde 
denjenigen als Leistungsempfänger bestimmen, 
dem die genannten Anforderungsgegenstände 
zum Gebrauch überlassen oder für den die Ver- 
kehrsleistungen erbracht werden sollen. Satz 1 
gilt entsprechend für die Anforderung von Ver- 
kehrsmitteln auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 2 
des Gesetzes." 


8. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Leistungspflichtiger ist 

1. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 bis 5, wer die tatsächliche 
Gewalt über die Sache ausübt; 

2. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 8 der Eigentümer der Sache; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


6 a. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Die Bedarfsträger werden durch Redits- 
verordnung der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundes rates bestimmt. Die Ermächti- 
gung zum Erlaß der Rechtsverordnung kann auf 
die Landesregierungen übertragen werden.“ 

7. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Werden bauliche Anlagen oder Teile 
von baulichen Anlagen, Hausrat, Verkehrsmit- 
tel oder Verkehrsleistungen für die in § 1 Nr. 1, 
2 und 4 bezeichneten Zwecke auf Grund des § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 5 und 9 angefordert, so kann die 
Anforderungsbehörde denjenigen als Leistungs- 
empfänger bestimmen, dem die genannten An- 
forderungsgegenstände zum Gebrauch überlas- 
sen oder für den die Verkehrsleistungen er- 
bracht werden sollen. Satz 1 gilt entsprechend 
für die Anforderung von Verkehrsmitteln auf 
Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes." 

8. unverändert 


3. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 6 derjenige, dem ein dingliches 
oder ein persönliches Recht zusteht, 
das zum Gebrauch, zum Mitgebrauch 
oder zur sonstigen Nutzung der Sache 
berechtigt; 

4. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 7 der Eigentümer der Sache oder 
der Träger der Bau- und Unterhal- 
tungslast für die Verkehrsanlagen; 
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5. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 9 der Inhaber des Betriebes, so- 


wie der Eigentümer oder Besitzer des 
Verkehrsunternehmens oder des Ver- 
kehrsmittels; 

6. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 10, wer durch den Vertrag ver- 
pflichtet werden soll.“ 

9. § 9 wird gestrichen. 

♦ 

10. a) § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Eigentümer kann eine Anforde- 
rung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 verlangen, wenn 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
erfolgt ist und ihm die Leistung zum 
Gebrauch, zum Mitgebrauch oder zu ande- 
rer Nutzung nicht zugemutet werden kann. 
Das gleiche gilt, wenn infolge von Maßnah- 
men nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 die Sache nicht 
mehr in ihrer bisherigen oder in einer ande- 
ren dem Leistungspflichtigen zumutbaren 
Weise verwendet werden kann. Zuständig 
bleibt die Behörde, die auf Grund des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 angefordert hat / 

b) In § 10 Abs. 2 werden im zweiten Halb- 
satz die Worte „wenn eine Anforderung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 mehr als einmal 
erfolgt und“ gestrichen. 

c) Dem § 10 Abs. 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

11. Die §§ 11 bis 13 werden gestrichen. 

♦ 

12. In § 14 Satz 1 ist statt „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 

♦ bis 5“ nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 6" zu 

setzen. 

13. In § 15 Satz 1 ist statt „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 

+ bis 4 und 7“ „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 bis 5, 

7 und 8" zu setzen. 


14. a) In § 16 Abs. 1 Satz 1 ist statt „§ 2 Abs. 1 
^ Nr. 6“ „§ 2 Abs. 1 Nr. 2“ zu setzen; 

b) § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wird eine nicht verbrauchbare Sache 
angefordert, so erwirbt der Leistungsempfän- 
ger das Eigentum an der Sache, sobald der 
Leistungsbescheid gegenüber den Anfech- 
tungsberechtigten, denen er zugestellt wurde, 
unanfechtbar geworden ist. Der Eigentums- 
erwerb tritt nicht ein, solange der Leistungs- 
empfänger nicht den Besitz an der Sache er- 
langt hat. Die Sache gilt bis zum Eintritt 


9. unverändert 


10. a) § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Der Eigentümer kann eine Anforde- 
rung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 verlangen, wenn 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 er- 
folgt ist und ihm die Leistung zum Gebrauch, 
zum Mietgebrauch oder zu anderer Nutzung 
nicht zugemutet werden kann. Das gleiche 
gilt, wenn infolge von Maßnahmen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 bis 8 die Sache nicht mehr in 
ihrer bisherigen oder in einer anderen dem 
Leistungspflichtigen zumutbaren Weise ver- 
wendet werden kann. Zuständig bleibt die 
Behörde, die die ursprüngliche Anforderung 
ausgesprochen hat.“ 

b) unverändert 


c) unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 
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des Eigentumserwerbs als zum Gebrauch 
oder zu anderer Nutzung angefordert." 


15. In § 17 ist anstelle von „§ 2 Abs. 1 Nr. 9 " „§ 2 
^ Abs. Nr. 10" zu setzen. 

16. a) § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

(1) Alle natürlichen und juristischen Per- 
sonen, Personenvereinigungen, Behörden 
und Einrichtungen haben, soweit sie nicht 
einer gesetzlichen Schweigepflicht unterlie- 
gen, den Anforderungsbehörden auf Ver- 
langen alle zur Durchführung dieses Geset- 
zes erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die vorhandenen Unterlagen zur Ver- 
fügung zu stellen . Die Auskunfts- und Vor- 
lagepflicht erstreckt sich auch auf Planungen 
für die Herstellung oder Veränderung von 
Gegenständen, welche nach diesem Gesetz 
in Anspruch genommen werden können. 

(2) Die Anforderungsbehörden können 
ferner die Vorführung von Tieren, Ver- 
kehrsmitteln, Maschinen und Geräten aller 
Art an einem von ihnen zu bestimmenden 
Ort sowie die Duldung der Besichtigung von 
Anlagen und Gegenständen, die nach die- 
sem Gesetz angefordert werden sollen, ver- 
langen. Zu diesem Zweck haben die Aus- 
kunftspflichtigen das Betreten von Grund- 
stücken und Fahrzeugen zu gestatten. 

(3) Die Auskunftspflichtigen können die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung sie selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr straf gerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Die Bediensteten der Anforderungs- 
behörden dürfen Geheimnisse eines anderen, 
die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewor- 
den sind, insbesondere Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnisse, nicht unbefugt offen- 
baren oder verwerten, auch wenn sie nicht 
mehr im Dienst sind oder wenn ihre Tätig- 
keit beendet ist. Dies gilt auch für andere 
Personen, die durch dienstliche Berichterstat- 
tung von den in Absatz 1 bezeichneten Tat- 
sachen Kenntnis erhalten. 

(5) Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 
Abs. 1 und § 189 der Reichsabgabenordung 
vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) 
in der zur Zeit geltenden Fassung über Bei- 
stands- und Anzeigepflicht gegenüber den 
Finanzämtern gelten nicht für die nach Ab- 
sätzen 1 und 2 auskunftsberechtigten Behör- 
den bezüglich der Tatsachen, die sie im Zu- 
sammenhang mit der Auskunftserteilung 
und der Inanspruchnahme erfahren haben."; 


15. unverändert 

16. a) § 18 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 18 

(1) Alle natürlichen und juristischen Per- 
sonen, Personenvereinigungen, Behörden 
und Einrichtungen haben, soweit sie nicht 
einer gesetzlichen Schweigepflicht unterlie- 
gen, den Anforderungsbehörden auf Ver- 
langen alle zur Durchführung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und die vorhandenen 
Unterlagen vorzulegen. Die Auskunfts- und 
Vorlagepflicht erstreckt sich auch auf Pla- 
nungen für die Herstellung oder Verände- 
rung von Gegenständen, für die ein Bedarf 
festgestellt ist, der nach diesem Gesetz ge- 
deckt werden soll. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 
b) unverändert 


b) nach § 18 wird folgender § 18 a eingefügt: 

„§ 18 a 

(1) Der Leistungspflichtige ist zu Hand- 
lungen, Duldungen und Unterlassungen ver- 
pflichtet, die zur ordnungsmäßigen Vorbe- 
reitung der Leistung notwendig sind. Zu die- 
sem Zweck können die Anforderungsbehör- 
den, unbeschadet des § 2 Abs. 1 Nr. 7, ins- 
besondere verlangen, daß der Eigentümer 
oder Besitzer einer Sache Änderungen, Ein- 
bauten und Wiederherstellungsmaßnahmen 
an der Sache durchführt oder duldet. 

(2) Die Anforderung der Leistungsvor- 
bereitungen wird unwirksam, wenn nicht 
binnen drei Monaten eine Anforderung nach 
§ 2 ausgesprochen wird. 

(3) Anforderungsbehörde für die Lei- 
stungsvorbereitungen ist die für die Anfor- 
derung der Leistung zuständige Behörde. 11 

17. In § 20 Abs. 2 Satz 1 ist anstelle der Worte 

^ „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4" zu setzen,, nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 5. 11 

18. In § 22 sind 

♦ 

a) in Absatz 1 bei Satz 1 anstelle der Worte 
„nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7" die 
Worte „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 8 11 
sowie in Satz 3 zweiter Halbsatz für die 
Worte „nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 und 7” die 
Worte „nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 bis 8 11 zu 
setzen; 

b) § 22 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Falle der Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 hat der Leistungsempfänger 
eine Entschädigung für den Verlust des 
Eigentums zu zahlen, die sich nach dem ge- 
meinen Wert der Sache in dem Zeitpunkt 
bemißt, in dem er das Eigentum an der 
Sache erwirbt. Wenn der Leistungsempfän- 
ger mit dem Besitz nicht gleichzeitig das 
Eigentum erwirbt, so ist der Zustand der 
Sache im Zeitpunkt des Besitzerwerbs maß- 
gebend; war er schon vor Zustellung des 
Leistungsbescheides im Besitz der Sache, so 
ist der Zeitpunkt der Zustellung zugrunde 
zu legen. Soweit die Sache nach § 16 Abs. 3 
Satz 3 als zum Gebrauch oder zu anderer 
Nutzung angefordert gilt, ist hierfür eine 
Entschädigung unter sinngemäßer Anwen- 
dung des Absatzes 1 zu zahlen." 


17. unverändert 

18. unverändert 


18a. § 23 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 23 

Für Vermögensnachteile, die nicht schon durch 
die Entschädigung nach § 22 abgegolten sind, 
hat der Leistungsempfänger eine Entschädigung 
zu zahlen, die unter gerechter Abwägung der 
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19. In § 24 sind in Absatz 1 anstelle von „nach § 2 
^ Abs. 1 Nr. 8 Ji die Worte „nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 ,J 
und in Absatz 2 anstelle von „nach § 2 Abs. 1 
Nr. 9" die Worte „nach § 2 Abs. 1 Nr. 10" zu 
setzen. 


20. § 25 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Entschädigung nach § 22 kann ver- 
langen 

1. für Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 5 f 
6 und 8 der Eigentümer; die Entschädi- 
gung steht dem Mieter oder Pächter 
zu f wenn er nicht nach § 14 Satz 2 von 
der Verpflichtung zu wiederkehren- 
den Leistungen befreit ist; 

2. für Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 der Nutzungsberechtigte; 

3. für Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
und 7 der Eigentümer." 

21. In § 26 ist hinter „Leistungsvorbereitungen" in 

^ Klammern zu setzen: „(§ 18a)" statt „(§ 18)". 

22. Hinter § 26 ist ein neuer § 26 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 26 a 

Im Falle einer Anforderung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 7 ist dem Eigentümer für seine zur Durch- 
führung dieser Maßnahmen notwendigen beson- 
deren Aufwendungen auf Verlangen Vorschuß 
zu leisten, soweit es angemessen erscheint. Dies 
gilt sinngemäß im Falle des § 18 a Abs. 1." 

23. In § 34 Abs. 1 Satz 1 ist statt „sechs Wochen" 
„zwei Wochen" zu setzen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Interessen der Allgemeinheit und der Beteilig- 
ten zu bestimmen ist Für entgangenen Gewinn 
und für sonstige Vermögensnachteile, die nicht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Entzug 
der Nutzung stehen, ist eine Entschädigung zu 
zahlen, wenn und soweit dies zur Abwendung 
oder zum Ausgleich unbilliger Härten geboten 
erscheint. Die üblichen Umzugskosten sind in 
jedem Falle zu ersetzen." 

19. unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 


22. Hinter § 26 ist ein neuer § 26 a mit folgendem 
^ Wortlaut einzufügen: 

„§ 26a 

Im Falle einer Anforderung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 7 ist dem Eigentümer für seine zur Durch- 
führung dieser Maßnahmen notwendigen beson- 
deren Aufwendungen auf Verlangen angemes- 
sen Vorschuß zu leisten. Dies gilt sinngemäß 
im Falle des § 18 a Abs. 1." 

23. In § 34 Abs. 1 Satz 1 ist statt „sechs Wochen" 
^ „drei Wochen" zu setzen. 

24. § 37 erhält folgende Fassung: 

♦ 


24. § 37 erhält folgende Fassung: 


„§ 37 „§ 37 

(1) Der Leistungsbescheid bedarf der Schrift- (1) unverändert 

form. In ihm müssen der Grund der Anforde- 
rung, die Anforderungsbehörde, der Gegen- 
stand und der Zeitpunkt der Leistung, der Be- 
darfsträger, der Leistungspflichtige und der 

Leistungsempfänger bezeichnet werden. 

(2) Auf Antrag des Bedarfsträgers kann der (2) Der Leistungsbescheid kann auch bedingt, 

Leistungsbescheid auch bedingt, befristet oder befristet oder auf Widerruf erlassen werden, 

auf Widerruf erlassen werden. 
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(3) Wenn sich der Zeitpunkt der Leistung bei 
Anforderung für die in § 1 Nr. 1 bis 3 genann- 
ten Zwecke noch nicht bestimmen läßt, kann der 
Leistungsbescheid auch in der Form ergehen, 
daß die Bestimmung des Zeitpunkts der Lei- 
stung einer späteren Benachrichtigung Vorbe- 
halten bleibt (Bereitstellungsbescheid). Für die 
in § 5 Abs, 2 bezeichneten Gegenstände und 
Leistungen können die Behörden der Bundes- 
wehrverwaltung Bereitstellungsbescheide vor 
dem Eintritt oder Drohen des Verteidigungs- 
falles erlassen. Diese Bereitstellungsbescheide 
ergehen im Einvernehmen mit den gemäß § 5 
Abs, 1 sonst zuständigen Behörden. 

(4) Durch den Bereitstellungsbesdieid wird 
die Veräußerung oder eine sonstige Verfügung 
über den betroffenen Gegenstand nicht gehin- 
dert; dem Leistungspflichtigen kann jedoch auf- 
erlegt werden, die Veräußerung oder Verfügung 
der Anforderungsbehörde anzuzeigen. 

(5) Die Anforderungsbehörde ist verpflichtet, 
in dem Leistungsbescheid die gesetzlichen 
Grundlagen der Anforderung zu bezeichnen. 
Sie muß eine Rechtsmittelbelehrung erteilen." 

25. In § 38 Abs. 2 sind statt der Worte „nach § 2 

^ Abs. 1 Nr. 6 und 7" die Worte „nach § 2 Abs. 1 

Nr. 2, 7 und 8" sowie in Absatz 3 anstelle der 
Worte „nach § 2 Abs. 1 Nr. 8" die Worte „nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 9" zu setzen. 

26. Hinter § 38 wird folgender neuer § 38 a ein- 
gefügt: 

.5 38 a 

Soll im Verteidigungsfall oder bei einem 
drohenden Verteidigungsfall ein Verkehrs- 
mittel nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 angefordert werden 
und kann der Leistungsbescheid dem Leistungs- 
pflichtigen nicht oder nicht ohne eine den 
Zweck der Anforderung gefährdende Verzöge- 
rung zugestellt werden, so kann die Zustellung 
an die in § 38 Abs. 3 bezeichneten Personen 
oder — wenn die Zustellung an diese Personen 
aus den gleichen Gründen undurchführbar wäre 
— an den Führer des Verkehrsmittels erfolgen. 
Unter denselben Voraussetzungen ist die 
Zustellung an den Führer des Verkehrsmittels 
auch bei der Anforderung von Verkehrslei- 
stungen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 9 zulässig, sofern 
die Ausführung von Verkehrsleistungen zum 
Gewerbebetrieb gehört oder das Fahrzeug dem 
Werkverkehr dient. § 38 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 
und 5 gelten entsprechend." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Wenn sich der Zeitpunkt der Leistung bei 
Anforderung für die in § 1 Nr. 1 bis 3 genann- 
ten Zwecke noch nicht bestimmen läßt, kann der 
Leistungsbescheid auch in der Form ergehen, 
daß die Bestimmung des Zeitpunkts der Lei- 
stung einer späteren Benachrichtigung Vorbe- 
halten bleibt (Bereitstellungsbescheid). Für die 
in § 5 Abs. 2 bezeichneten Gegenstände und 
Leistungen können die Behörden der Bundes- 
wehrverwaltung Bereitstellungsbescheide vor 
dem Eintritt des Verteidigungsfalles oder vor 
einer Feststellung der Bundesregierung gemäß 
§ 1 Abs. 2 erlassen. Diese Bereitstellungsbe- 
scheide ergehen im Einvernehmen mit den ge- 
mäß § 5 Abs. 1 isonst zuständigen Behörden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


25. unverändert 


26. Hinter § 38 wird folgender neuer § 38 a ein- 
♦ gefügt: 

„§ 38a 

Soll im Verteidigungsfall oder nach einer 
Feststellung der Bundesregierung gemäß § 1 
Abs. 2 ein Verkehrsmittel nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
angefordert werden und kann der Leistungs- 
bescheid dem Leistungspflichtigen nicht oder 
nicht ohne eine den Zweck der Anforderung 
gefährdende Verzögerung zugestellt werden, so 
kann die Zustellung an die in § 38 Abs. 3 be- 
zeichneten Personen oder — - wenn die Zu- 
stellung an diese Personen aus den gleichen 
Gründen undurchführbar wäre — an den Füh- 
rer des Verkehrsmittels erfolgen. Unter den- 
selben Voraussetzungen ist die Zustellung an 
den Führer des Verkehrsmittels auch bei der 
Anforderung von Verkehrsleistungen gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 9 zulässig, sofern die Ausführung 
von Verkehrsleistungen zum Gewerbebetrieb 
gehört oder das Fahrzeug dem Werkverkehr 
dient. § 38 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 und 5 gelten 
entsprechend." 

27. unverändert 


27. § 39 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 39 

Auf Antrag des Bedarfsträgers hat die Anfor- 
derungsbehörde die sofortige Vollziehung des 
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Leistungsbescheides anzuordnen. In diesem 
Falle kann die Widerspruchsbehörde die Voll- 
ziehung nicht aussetzen. " 

28. § 40 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 40 

Leistungsvorbereitungen nach § 18 a sind 

schriftlich anzufordern. " 

29. In § 43 Abs. 1 ist 

♦ 

in Nr. 1 statt „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
und 7" „nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 8", 

in Nr. 2 statt „nach § 2 Abs. 1 Nr. 6" „nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2", 

in Nr. 3 statt „nach § 2 Abs. 1 Nr. 8" „nach § 2 
Abs. 1 Nr. 9 JJ 

in Nr. 4 statt „nach § 2 Abs. 1 Nr. 9" „nach § 2 
Abs. 1 Nr. 10" 

zu setzen. 

30. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind 
die Berufung gegen das Urteil und die 
Beschwerde gegen eine andere Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts ausgeschlossen 


31. § 47 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 47 

Für die Zustellungen durch die Verwaltungs- 
behörde nach diesem Gesetz gelten die Vor- 
schriften des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) mit 
folgender Maßgabe: 

1. In dringenden Fällen kann, soweit eine 
Zustellung gemäß den §§ 3 bis 5 und 11 
des Verwaltungszustellungsgesetzes nicht 
möglich ist, die Zustellung durch schrift- 
liche oder fernschriftliche Mitteilung oder 
— ohne daß die Voraussetzungen für 
eine öffentliche Zustellung nach § 15 des 
V erwal tungszustellungsgese tzes vorzulie- 
gen brauchen — durch öffentliche 
Bekanntmachung in der Presse, im Rund- 
funk oder in einer sonstigen ortsüblichen 
und geeigneten Weise erfolgen. In diesen 
Fällen gilt die Zustellung mit dem auf die 
Bekanntgabe folgenden Tage als bewirkt, 
sofern nicht der Betroffene glaubhaft 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


28. unverändert 


29. unverändert 


30. § 46 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 46 

(1) Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
nach diesem Gesetz findet die Berufung gegen 
Urteile des Verwaltungsgerichts an das Ober- 
verwaltungsgericht nur statt, wenn sie in dem 
Urteil zugelassen ist. 

(2) Für die Zulassungs- und Beschwerdever- 
verfahren gelten die Vorschriften des § 131 der 
V erwal tungsgerichtsordnung. J1 

31. unverändert 
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macht, daß die Bekanntgabe überhaupt 
nicht oder erst in einem späteren Zeit- 
punkt zu seiner Kenntnis gelangt ist. 

2. Zustellungen an Führer von Seeschiffen, 

Binnenschiffen und Luftfahrzeugen können 
auch durch Funkspruch vorgenommen wer- 
den. Eine Ausfertigung des Bescheides 
ist gleichzeitig dem leistungspflichtigen 
Eigentümer oder Besitzer zu übermitteln." 


32. § 66 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 erhalten folgende 
^ Fassung: 

„Das gleiche gilt für die von der Truppe zuge- 
zogenen Hilfskräfte, soweit diese an Manövern 
oder anderen Übungen von Truppen teilneh- 
men, sowie für die Verbände und Einheiten 
des zivilen Bevölkerungsschutzes." 

„(2) Manöver oder andere Übungen dürfen in 
der Regel die Dauer von dreißig Tagen nicht 
überschreiten. Die Truppen haben sicherzustel- 
len, daß bei Manövern oder anderen Übungen 
soweit wie möglich Schäden vermieden werden 
und die wirtschaftliche Nutzung von Grundstük- 
ken nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Ein 
Grundstück, auf dem infolge eines Manövers 
oder einer anderen Übung erhebliche Schäden 
entstanden sind, darf innerhalb dreier Monate 
nicht wieder benutzt werden, es sei denn, daß 
die zuständigen Landesbehörden zustimmen. Ist 
durch ein Manöver oder eine andere Übung die 
wirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks 
wesentlich beeinträchtigt worden, so dürfen die 
Truppen auf diesem Grundstück Manöver oder 
andere Übungen so lange nicht durchführen, als 
zu besorgen ist, daß diese zu einer weiteren 
oder erneuten wesentlichen Beeinträchtigung 
der wirtschaftlichen Nutzung des Grundstücks 
führen könnten." 


33. § 68 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ohne eine besondere Einwilligung des 
Berechtigten dürfen die Truppen die ihnen nach 
Absatz 1 zustehenden Rechte nicht ausüben auf 

1. bebauten Grundstücken; 

2. Grundstücken, die wegen der land- 
oder forstwirtschaftlichen Nutzung oder 
als Wasserschutzgebiet durch die zu- 
ständigen Behörden als besonders 
schutzbedürftig erklärt worden sind; 

3. Tier-, Naturschutzgebieten oder Na- 
turdenkmalen; 


31a. Dem § 58 Abs. 2 wird folgender Satz 3 ange- 
♦ lügt: 

„Hat die Anforderungsbehörde ihren Sitz nicht 
im Inland, so ist örtlich das Landgericht aus- 
schließlich zuständig, in dessen Bezirk sich der 
Sitz der Bundesregierung befindet." 


32. unverändert 


33. § 68 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Ohne eine besondere Einwilligung des 
Berechtigten dürfen die Truppen die ihnen nach 
Absatz 1 zustehenden Rechte nicht ausüben auf 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 
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4. Stätten von religiöser, kultureller oder 
geschichtlicher Bedeutung; 

5. Friedhöfen; 

6. Anlagen, welche bestimmt sind, die 
Sicherheit des Straßen-, Eisenbahn-, 
Wasserstraßen-, See- oder Luftverkehrs 
zu gewährleisten, und Verkehrsflug- 
häfen; 

7. Anlagen, welche bestimmt sind, die 
Nachrichtenübermittlung zu gewähr- 
leisten; 

8. Anlagen zur Ent- oder Bewässerung so- 
wie zur Abwässerbeseitigung; 

9. Anlagen zum Schutz gegen Naturge- 
walten; 

10. Anlagen zur Versorgung mit Wasser 

oder Energie, wie Elektrizität und Gas." 

34. § 69 erhält folgende Fassung: 

„§ 69 

Manöver oder andere Übungen sind rechtzei- 
tig bei den zuständigen Behörden anzumelden. 
über die Anmeldung wiederkehrender kleinerer 
Übungen in der Nähe der Standorte können die 
Truppen mit den zuständigen Behörden beson- 
dere Vereinbarungen treffen. Falls Art oder Um- 
fang der Manöver oder anderer Übungen dies 
erfordern, sind Zeit, Ort und Durchführungsbe- 
dingungen vor Beginn in ortsüblicher Weise be- 
kanntzumachen. “ 


35. § 70 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(l)Die Truppen dürfen bei Manövern oder 
anderen Übungen, die nach § 69 angemeldet 
sind, die öffentlichen Verkehrswege mehr als 
verkehrsüblich benutzen, soweit es zur Errei- 
chung des Übungszweckes unter gebührendei 
Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung dringend geboten ist und nicht 
einschränkende Bedingungen nach § 66 Abs. 1 
oder Beschränkungen nach § 68 Abs. 2 entge- 
genstehen. öffentliche Verkehrswege dürfen 
nur auf Grund einer Vereinbarung mit den zu- 
ständigen Behörden ganz oder teilweise für den 
öffentlichen Verkehr gesperrt werden; die er- 
forderlichen Maßnahmen zur Durchführung die- 
ser Vereinbarung treffen die zuständigen Be- 
hörden.“ 

36. Hinter § 72 wird ein neuer § 72 a mit folgendem 

^ Wortlaut eingefügt: 

„§ 72a 

(1) Sachen und Leistungen, für die ein Be- 
reitstellungsbescheid (§ 37 Abs. 3) ergangen ist, 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 

9. unverändert 

10. Anlagen zur Versorgung mit Was- 
ser oder Energie." 

34. § 69 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 69 

Manöver oder tandere Übungen sind rechtzei- 
tig bei den zuständigen Behörden anzumelden. 

Dabei ist anzugeben, in welchem Umfang Stra- 
ßen voraussichtlich mehr als verkehrsüblich be- 
nutzt werden sollen. Zeit, Ort und Durchfüh- 
rungsbedingungen der Manöver sollen min- 
destens 2 Wodien vor Beginn in ortsüblicher 
Weise durch die zuständige Landesbehörde be- 
kanntgemacht werden. Davon abweichend kön- 
nen über die Anmeldung und Bekanntgabe von 
Übungen die Truppen mit den zuständigen Be- 
hörden besondere Vereinbarungen treffen." 

35. unverändert 


36. unverändert 
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können nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 8 und 9 für Ma- 
növer oder andere Übungen in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn der Zweck der Übung es 
erfordert. Dabei sind die militärischen und zivi- 
len Belange gerecht abzuwägen. 

(2) § 71 Abs. 4 gilt entsprechend; § 3 Abs. 1 
Satz 1 findet keine Anwendung." 

37. § 75 Abs. 1 Satz 1 wird durch folgenden Satz 2 

^ ergänzt: 

„In den Fällen des § 72a gelten für die Entschä- 
digung die §§ 22 bis 24 entsprechend." 

38. a) Dem § 76 Abs. 2 Satz 1 wird folgender Satz 2 

+ angefügt; 

„Bei Beschädigungen von Verkehrsanlagen 
oder Verkehrseinrichtungen sind auch die 
Kosten zu ersetzen, die zur Aufrechterhal- 
tung des öffentlichen Verkehrs notwendig 
sind, es sei denn, daß die Beschädigung durch 
eine Benutzung im Rahmen des Gemeinge- 
brauchs verursacht wurde."; 

b) § 76 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wird eine nach § 71 oder § 72 a zum 
Gebrauch überlassene Sache verschlechtert 
oder beschädigt oder kann sie nicht zurück- 
gegeben werden, so gilt § 27 Abs. 2 und 3 
sinngemäß." 

39. Hinter § 76 wird folgender § 76 a eingefügt; 

„§ 76 a 

Wird durch die Benutzung eines Grundstücks 
zu Manövern oder anderen Übungen dessen 
gewöhnliche Benutzung so wesentlich beein- 
trächtigt, daß dadurch eine Ertragsminderung 
oder ein erheblicher sonstiger Nutzungsausfall 
verursacht wird, so ist eine Entschädigung zu 
gewähren, die diesen Nachteil angemessen aus- 
gleicht." 

40. § 77 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 77 

Leistungen nach den §§ 71, 72 werden durch 
Behörden angefordert, die gemäß § 5 Abs. 1 
durch Rechtsverordnung bestimmt werden. Für 
die Anforderung der in § 72 a aufgeführten 
Manöverleistungen sind die in § 5 Abs. 2 be- 
zeichneten Behörden zuständig. Die Vorschrif- 
ten des § 5a finden sinngemäß Anwendung." 

41. § 79 erhält folgende Fassung: 

„§ 79 

(1) Für die Durchführung der Anforderung 
gelten die Vorschriften der §§ 36 bis 40, 44, 46 
und 47. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


37. unverändert 


38. unverändert 


39. Hinter § 76 wird folgender § 76 a eingefügt: 

♦ 

„§ 76a 

Wird durch die Benutzung eines Grundstücks 
zu Manövern oder anderen Übungen dessen 
gewöhnliche Nutzung derart beeinträchtigt, 
daß dadurch eine Ertragsminderung oder ein 
sonstiger Nutzungsausfall verursacht wird, so 
ist eine Entschädigung zu gewähren, die diesen 
Nachteil angemessen ausgleicht." 


40. unverändert 


41. § 79 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 79 

(1) unverändert 
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(2) Für die Entschädigung nach §§ 75 und 76 a 
und die Ersatzleistung nach § 76 gelten die Vor- 
schriften des § 25 Abs. 4, der §§ 30, 33 Abs. 2, 
der §§ 35, 50, 52 bis 59, 60 Abs. 1 und 
der §§ 61 bis 65. § 49 gilt mit der Maßgabe, daß 
die in § 77 Satz 2 genannten Behörden nur für 
die Festsetzung von Entschädigungen bei der 
Anforderung von Sachen und Leistungen gemäß 
§ 72 a zuständig sind. 


(3) Die Entschädigung oder Ersatzleistung 
soll tunlichst im Wege der Vereinbarung ge- 
regelt werden. Der Zahlungspflichtige hat auf 
den Abschluß einer Vereinbarung mit den Be- 
rechtigten hinzuwirken. Kommt eine Verein- 
barung nicht zustande, so gilt § 51 Abs. 3 bis 5." 

42. Hinter § 80 ist ein neuer § 80 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 80a 

Wenn die Bundesregierung im Hinblick auf 
einen drohenden Verteidigungsfall feststellt, 
daß die Herstellung der Einsatzfähigkeit oder 
die Sicherung der Operationsfreiheit der Trup- 
pen notwendig ist, finden die Vorschriften des 
§ 66 Abs. 2, des § 68 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und der 
§§69 und 70 Abs. 1 Satz 2 keine Anwendung." 

43. § 81 erhält folgende Fassung: 

„§ 81 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Lei- 
stungspflichtiger vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine Leistung, die nicht lediglich 
durch Bereitstellungsbescheid ange- 
fordert ist, nicht, nicht rechtzeitig, 
nicht ordnungsgemäß oder nicht voll- 
ständig bewirkt oder einer ihm auf 
Grund des § 2 auferlegten Verpflich- 
tung zur Duldung oder Unterlassung 
zuwiderhandelt; 

2. entgegen dem § 18 Abs. 1 die Aus- 
kunft nicht, unrichtig, unvollständig 
oder nicht fristgemäß erteilt, die vor- 
handenen Unterlagen nicht, unvoll- 
ständig oder nicht fristgemäß vorlegt 
oder einer Verpflichtung nach § 18 
Abs. 2 zuwiderhandelt; 


3. der schriftlichen Anordnung, eine Lei- 
stung vorzubereiten (§ 18a), zuwider- 
handelt; 

4. entgegen einer ihm nach § 37 Abs. 4 
auferlegten Verpflichtung eine Ver- 


Beschlüsse des 6. A u s s c h u s s e s 

(2) Für die Entschädigung nach §§ 75 und 76 a 
und die Ersatzleistung nach § 76 gelten die Vor- 
schriften des § 25 Abs. 4, der §§ 30, 33 Abs. 2, 
der §§ 35, 50, 52 bis 59, 60 Abs. 1 und 
der §§ 61 bis 65. § 49 gilt mit der Maßgabe, daß 
die in § 77 Satz 2 genannten Behörden nur für 
die Festsetzung von Entschädigungen bei der 
Anforderung von Sachen und Leistungen gemäß 
§ 72 a zuständig sind. § 58 Abs. 2 gilt mit der 
Maßgabe, daß in den Fällen des § 76 Abs. 1 das 
Landgericht, in dessen Bezirk der Schaden ent- 
standen ist, in den Fällen des § 76 a das Land- 
gericht, in dessen Bezirk das Grundstück be- 
legen ist, örtlich ausschließlich zuständig ist. 

(3) unverändert 


42. Hinter § 80 ist ein neuer § 80 a mit folgendem 
+ Wortlaut einzufügen: 

„§ 80 a 

Wenn die Bundesregierung feststellt, daß die 
Herstellung der Einsatzfähigkeit oder die 
Sicherung der Operationsfreiheit der Truppen 
notwendig ist, finden die Vorschriften des § 66 
Abs. 2, des § 68 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und der 
§§ 69 und 70 Abs. 1 Satz 2 keine Anwendung." 


43. § 81 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 81 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Lei- 
stungspflichtiger vorsätzlich oder fahrlässig 

1. unverändert 


2. entgegen dem § 18 Abs. 1 die Aus- 

kunft nicht, unrichtig, unvollständig 
oder nicht fristgemäß erteilt, die vor- 
handenen Unterlagen nicht, unvoll- 
ständig oder nicht fristgemäß vorlegt 
oder einem Verlangen nach § 18 

Abs. 2 Satz 1 oder einer Verpflich- 
tung nach § 18 Abs. 2 Satz 2 zuwider- 
handelt; 

3. unverändert 


4. unverändert 
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äußerung oder Verfügung nicht an- 
zeigt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer, 
ohne Leistungspflichtiger zu sein, vorsätzlich 
einen Gegenstand, der nicht lediglich durch 
Bereitstellungsbescheid angefordert ist, bei- 
seite schafft, beschädigt, zerstört, unbrauchbar 
macht oder verderben läßt. 


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu fünftausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(4) Die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 4 gelten auch für den gesetzlichen Vertreter 
des Leistungspflichtigen und in den Fällen einer 
Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 8 auch 
für den, der die tatsächliche Gewalt über die 
Sache ausübt. 

(5) Anforderungsbehörden, die Bundesbehör- 
den sind, nehmen die Befugnisse der Verwal- 
tungsbehörden im Sinne des § 73 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 177) und der obersten Ver- 
waltungsbehörde im Sinne des § 66 Abs. 2 die- 
ses Gesetzes wahr." 

44. § 82 erhält folgende Fassung: 

„§ 82 

Wer in der Absicht, die angeforderte Leistung 
zu vereiteln, eine der in § 81 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
oder Abs. 2 bezeichneten Handlungen begeht 
und dadurch vorsätzlich das öffentliche Wohl 
erheblich gefährdet, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft." 

45. Hinter § 82 wird ein neuer § 82 a mit folgendem 

^ Wortlaut eingefügt: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer, 
ohne Leistungspflichtiger zu sein, vorsätzlich 
in Kenntnis d£r Leistungspfiicht eines anderen 
einen Gegenstand, der nicht lediglich durch 
Bereitstellungsbescheid angefordert ist, bei- 
seite schafft, beschädigt, zerstört, unbrauchbar 
macht oder verderben läßt. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


44. § 82 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 82 

Wer in der Absicht, die angeforderte Leistung 
zu vereiteln, eine der in § 81 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
oder Abs. 2 bezeichneten Handlungen oder 
Unterlassungen begeht und dadurch vorsätzlich 
das öffentliche Wohl erheblich gefährdet, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft." 

45. unverändert 


„§ 82a 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 18 Abs. 4 
begründete Verpflichtung verletzt, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, sich oder einem Dritten einen Ver- 
mögensvorteil zu verschaffen oder jemanden 
zu schädigen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
zwei Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe er- 
kannt werden. 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des 
Verletzten ein." 
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46. § 91 erhält folgende Fassung: 

„§ 91 

Die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn können nicht zu Leistungen nach 
diesem Gesetz, die sonstigen Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs nicht zu Verkehrsleistun- 
gen nach diesem Gesetz herangezogen wer- 
den." 


Artikel II 

Soweit durch die Vorschriften dieses Gesetzes das 
Grundrecht nach Artikel 13 des Grundgesetzes be- 
rührt wird, wird dieses Grundrecht eingeschränkt. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Rechtsver- 
ordnung vom 16. November 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 859) über die Bestimmung von Gegenständen, die 
als bewegliche Sachen im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 5 und 6 des Bundesleistungsgesetzes gelten, 
außer Kraft. 


Artikel IV 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Bundesleistungsgesetzes in der 
nach Artikel I geltenden Fassung unter neuem 
Datum bekanntzugeben und hierbei Unstimmig- 
keiten in der Paragraphenfolge und im Wortlaut zu 
beseitigen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

45 a. Dem § 90 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

♦ 

„(2) § 58 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß 
das Landgericht örtlich ausschließlich zuständig 
ist, in dessen Bezirk die Behörde ihren Sitz hat, 
welche die Entschädigung festzusetzen oder die 
Ersatzleistung anzubieten hat." 

46. § 91 ist wie folgt zu fassen: 

♦ 

„§ 91 

Die Deutsche Bundespost und die Deutsche 
Bundesbahn können nicht zu Leistungen nach 
diesem Gesetz, die sonstigen Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs nicht zu Verkehrsleistun- 
gen mit Schienenfahrzeugen einschließlich des 
Schienenersatz- und -ergänzungsverkehrs her- 
angezogen werden." 

47. § 93 wird gestrichen. 

♦ 


Artikel II 

Soweit durch die Vorschriften dieses Gesetzes das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 des Grundgesetzes) berührt wird, wird die- 
ses Grundrecht eingeschränkt. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1961 in Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Rechtsver- 
ordnung vom 16. November 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 859) über die Bestimmung von Gegenständen, die 
als bewegliche Sachen im Sinne des § 2 Abs. 1 
Nr. 1, 5 und 6 des Bundesleistungsgesetzes gelten, 
außer Kraft. 


A r t i k e 1 IV 
unverändert 
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